
Monsterkrabbe konnte
keine Schalen knacken

Schon vor mehr als 500 Millio-
nen Jahren waren die Ozeane

ein Haifischbecken – auch wenn
es echte Haie damals noch nicht
gab. Die Raubtiere des Erdzeital-
ters Kambrium waren bis zu zwei
Meter lange Monsterkrabben na-
mens Anomalocaris, die mit ihren
rasiermesserscharfen Zähnen die
Schalen kleinerer Gliedertiere
knackten – so nahmen es Paläon-
tologen bislang an.

Doch in Wirklichkeit war Ano-
malocaris wohl ein Weichling, be-
richtete der Paläontologe James
Hagadorn vom Denver Museum
of Nature and Science jetzt auf der
Tagung der Geological Society of
America. „Er konnte seinen Mund
nicht einmal schließen“, sagte der
Forscher. Seiner Theorie zufolge
saugte Anomalocaris mit seinem
runden Maul weiche Nahrung
ein, vorzugsweise Quallen oder
Würmer. uke

Babykost für
Urzeit-Räuber

Modell von Anomalocaris.
NAT. HISTORY MUSEUM LONDON

Gerhard Rose wurde beim Nürnberger Ärzteprozess zu lebenslanger Haft verurteilt. ULLSTEIN

Machtgeil, berechnend, korrupt
Forscher waren in der Nazi-Zeit nicht nur Mitläufer; die DFG förderte auch Grausamkeiten

Von Jeannette Goddar

Nicht immer war die Malaria-
forschung, was sie heute ist:

der mit legitimen Mitteln geführte
Kampf gegen eine tückische
Krankheit, an der vor allem in den
ärmsten Ländern jedes Jahr 250
Millionen Menschen erkranken.
In Deutschland stand die Malaria-
forschung – und mit ihr die ge-
samte Tropenmedizin – lange für
menschenverachtende Versuche
an lebenden Patienten.

Spät hatten deutsche Medizi-
ner begonnen, sich Tropenkrank-
heiten zu widmen, wohl nicht zu-
letzt wegen der eher vernachlässi-
genswerten deutschen Rolle als
Kolonialmacht. Dann aber waren
Jungmediziner vor allem in der
Erforschung von Malaria und der
Schlafkrankheit sehr schnell sehr
erfolgreich. Und weil Wissen-
schaft schon immer mit Politik zu
tun hatte, wurden sie massiv un-
terstützt; jeder Erfolg war auch
ein Argument dafür, dass
Deutschland anders als im Ver-
sailler Vertrag vorgesehen doch
wieder Kolonien halten dürfe.

Einfach mit Malaria infiziert

Und: Schon in den 20er-Jahren
des vergangenen Jahrhunderts
hielt der Menschenversuch – der
in den Kolonien im Übrigen schon
immer mehr Regel als Ausnahme
war – auch in Deutschland Ein-
zug. Unter dem Mantel der angeb-
lich heilsamen „Malariatherapie“
wurden als unheilbar geltende Sy-
philis-Patienten in Heil- und Pfle-
geanstalten mit dem Malariaerre-
ger infiziert. Ging es in den 20er-
Jahren noch angeblich um Hei-
lung, war dieser Deckmantel in
den 30ern nicht mehr nötig.

Im Jahr 1938 ließ sich der im
Nürnberger Ärzteprozess später
zu lebenslanger Haft verurteilte
Berliner Mediziner Gerhard Rose
eine „Mückenzuchtanstalt“ mit
perversem Konzept einfallen:
Weil ein Malariastamm nur am
Leben bleibt, wenn die Mücken
mit Menschen in Kontakt kom-
men, wurden sie nicht nur ge-
züchtet, sondern immer wieder
auch auf Kranke losgelassen. Dass
der therapeutische Nutzen von
Malaria bei Syphilis wie bei ande-
ren Krankheiten auch vernachläs-
sigenswert war, war dem Rest der
Welt längst klar.

Finanziert wurde die Anstalt
Roses, der zu dieser Zeit das Berli-
ner Robert-Koch-Institut leitete:
von der Deutschen Forschungsge-
meinschaft (DFG). Die DFG, ohne
deren Jahresetat von rund zwei
Milliarden Euro deutsche Wissen-
schaft heute kaum denkbar wäre,
förderte auch: Josef Mengeles
Zwillingsexperimente in
Auschwitz und die „rassehygieni-
sche“ Zigeunerforschung Robert
Ritters. Sie finanzierte Rüstungs-
forschung und Germanisierungs-
Studien, Vertreibungspläne und
Rassebiologie.

Neu ist das alles nicht. Aktuell
aber ist, dass die gesammelten Er-
kenntnisse der vielleicht umfang-
reichsten Erforschung einer deut-
schen Wissenschaftsorganisation
nun abgeschlossen sind und in
Buchform vorliegen. Nach acht
Jahren Arbeit in 18 Projekten mit
mehr als 30 Forschern aller Fach-

richtungen stellten die leitenden
Historiker Ulrich Herbert (Uni
Freiburg) und Rüdiger vom Bruch
(Humboldt-Uni Berlin) das volu-
minöse Werk „Die deutsche For-
schungsgemeinschaft 1920 bis
1970“ vergangene Woche in Ber-
lin vor. Um nicht nur die Verstri-
ckung im Nationalsozialismus,
sondern auch die Wege hinein
und hinaus darzustellen, beschäf-
tigt sich die Studie Periode für Pe-
riode und Fach für Fach mit dem
Kerngeschäft der DFG: mit der Er-
möglichung von Forschung durch
ihre Finanzierung. Dabei wirft die
Untersuchung, auch wenn das
nicht ihre Kernaufgabe war, eben-
so erhellende wie erschütternde

Schlaglichter auf die deutsche
Professorenschaft.

Die, in ihrer Mehrheit nicht
Mitmacher, sondern Macher, wa-
ren machtbewusst, kalkulierend
und bestechlich bis ins Letzte.
Schweigend nahmen sie die Ent-
lassung etwas jedes dritten Kolle-
gen aus rassischen oder politi-
schen Gründen hin; gerne enga-
gierten sie sich für die Stabilisie-
rung eines faschistischen Re-
gimes mit Weltanspruch.

Prinzip: Freiwilligkeit

Zwar installierte das Reichserzie-
hungsministerium nach 1933 die
akademische Selbstverwaltung
innerhalb der DFG durch politisch
ausgewählte „Fachspartenleiter“.
Ob dieser Schritt aber überhaupt
nötig war, um die Wissenschaft
für das Nazi-Regime einzuneh-
men, darf man nach der Lektüre
stark bezweifeln. „Die DFG wurde
schon in den 20er-Jahren von Na-
tionalsozialisten gesteuert“, kom-
mentiert Ulrich Herbert die Be-
funde aus acht Jahren Forschung.
„Eine personelle Erneuerung war
gar nicht nötig.“

Mit allen „menschenverach-
tenden, grausamen und oft tödli-
chen Konsequenzen“ habe sich
die DFG „rückhaltlos“ in den
Dienst des Unrechtsregimes ge-
stellt, konstatiert selbst der heuti-
ge Präsident der Deutschen For-
schungsgemeinschaft, Matthias
Kleiner. Für ihn eine „beklem-

mende“ Erkenntnis. Die zentrale
Frage, ob die DFG „nur“ Werkzeug
oder maßgeblicher Akteur unter
der Herrschaft der Nazis war, lässt
bedauerlicherweise auch die 550
Seiten umfassende Studie unbe-
antwortet. Die Einschätzung des
Historikers Herbert kann aller-
dings auch hier wenig beruhigen:
„Als Lenkerin war die DFG damals
schlicht nicht wichtig genug.“

Mit der Selbsterforschung liegt
ein bedeutender Teil deutscher
Wissenschaftsgeschichte im Na-
tionalsozialismus vor. Aber
kommt sie nicht ein bisschen
spät? Der Literaturwissenschaft-
ler Wolfgang Frühwald war der
Erste, der von der Spitze der DFG
den Auftrag zur umfassenden
Selbstkritik gab – das war 1995.
Es folgte ein erster Anlauf eines
einzelnen Forschers, der nicht zu-
friedenstellen konnte. 2001 folgte
der Auftrag an Ulrich Herbert und
Rüdiger vom Bruch.

„Die Generation der Töchter
und Söhne musste erst in Verant-
wortung kommen“, sagt Kleiner
heute. Wie sehr noch 1945 zu-
nächst alles weiterging wie ge-
habt, ist dabei ein weiterer äu-
ßerst beklemmender Befund der
Autoren. In der Wissenschaftsor-
ganisation selbst habe „weniger
Entnazifizierung als in der Gesell-
schaft“ stattgefunden, so Herbert.
Durchbrochen wurde das autori-
tär geführte „Reservat der Ordi-
narien“ erst in den späten 60er-
Jahren.

WICHTIGE FÖRDERIN
Als Notgemeinschaft der deutschen
Wissenschaft wurde die spätere Deut-
sche Forschungsgemeinschaft 1920 ge-
gründet. 1929 folgte die Umbenennung
in „Deutsche Forschungsgemeinschaft“;
nach 1933 wurde das Prinzip akademi-
scher Selbstverwaltung durch die politi-
sche Berufung von „Fachspartenleitern“
durch die NSDAP ausgehebelt. 1949
gründete sich die DFG neu. Heute ist sie
mit einem Jahresetat von 2,2 Milliarden
Euro „die“ Institution für Forschungsför-
derung in Deutschland. jago

Karin Orth, Willi Oberkrome (Hrsg.):
Die Deutsche Forschungsgemeinschaft
1920–1970. Franz Steiner Verlag, Stutt-
gart 2010, 65 Euro.

Neun von 14 Ministerien
lassen Portemonnaie zu

Sie wolle den Missbrauch von
Praktikanten unbedingt ver-

hindern, stellt die Bundesregie-
rung zunächst klar – nur um spä-
ter zu belegen, dass man es zu-
mindest mit den eigenen Prakti-
kanten dabei nicht so genau
nimmt. In ihrer Antwort auf eine
Kleine Anfrage der Grünen, die
der Frankfurter Rundschau vor-
liegt, zeigt sich: Neun der insge-
samt 14 Bundesministerien, die
2009 über 3000 Praktikanten be-
schäftigten, zahlen ihnen keinen
Pfennig – selbst wenn sie mehrere
Monate im Einsatz sind.

Geknausert wird im Bildungs-
ministerium genauso wie im Fa-
milien- und Arbeitsministerium.
Ausgerechnet letztgenanntes hat
dabei sogar die Schirmherrschaft
für die Initiative „Fair Company“
übernommen, in der sich derzeit
knapp 1600 Unternehmen zu ei-
nem fairen Umgang mit ihren
Praktikanten verpflichten.

Kai Gehring, Grünen-Sprecher
für Jugend-, Generationen- und
Hochschulpolitik, findet das
„skandalös“. Nicht zuletzt des-
halb, weil nicht wenige Praktikan-
ten sogar einen Hochschulab-
schluss mitbringen. Ihre Leistung
gebe es so „zum Nulltarif“, sagt
Gehring. yg

Bund zahlt nix
fürs Praktikum
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